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528. Verordnung: Halbleiterschutz-Verordnung — HlSchV
529. Verordnung: Festlegung von Warenkontingenten in der Ausfuhr
530. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung von

Aus- und Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form

528. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 12. Sep-
tember 1988 betreffend die Anmeldung von
Topographien mikroelektronischer Halbleiter-
erzeugnisse und das Halbleiterschutzregister

(Halbleiterschutz-Verordnung — HlSchV)

Auf Grund der §§ 9 Abs. 4 und 10 Abs. 4 des
Halbleiterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 372/1988,
wird verordnet:

Anmeldung

§ 1. Bei der Anmeldung der Topographie (§ 9
Abs. 1 HlSchG) muß der Antrag auf Eintragung
des Schutzes der Topographie in das Halbleiter-
schutzregister mit den übrigen im § 9 Abs. 2 Z 1, 3
und 4 vorgeschriebenen Angaben getrennt von den
Unterlagen zur Identifizierung oder Veranschauli-
chung der Topographie (§ 9 Abs. 2 Z 2 HlSchG)
eingebracht werden.

Antrag

§ 2. (1) Der Antrag auf Eintragung des Schutzes
der Topographie in das Halbleiterschutzregister
(§ 9 Abs. 2 Z 1 HlSchG) muß enthalten

1. den Namen und die Anschrift des Anmelders
sowie gegebenenfalls seines inländischen Ver-
treters,

2. bei natürlichen Personen die Staatsangehörig-
keit oder, wenn der Anmelder nicht öster-
reichischer Staatsbürger ist, seinen Wohnsitz
bzw. bei juristischen Personen und Personen-
gesellschaften des Handelsrechtes die tatsäch-
liche Niederlassung.

(2) Als kurze und genaue Bezeichnung (Titel der
Topographie) (§ 9 Abs. 2 Z 1 HlSchG) kann der
Name oder die Produktbezeichnung der Topogra-
phie unter Angabe des Produktionsbereiches die-
nen.

(3) Das Datum des Tages der ersten nicht nur
vertraulichen Verwertung der Topographie, wenn

dieser Tag vor der Anmeldung liegt (§ 9 Abs. 2 Z 3
HlSchG), ist anzugeben.

(4) Wenn die Anspruchsberechtigung auf § 3
Abs. 3 des Halbleiterschutzgesetzes gestützt wird,
sind Angaben über die Staatsangehörigkeit und den
ständigen Wohnsitz bzw. über den Ort der Nieder-
lassung des nach § 3 Abs. 1 oder 2 des Halbleiter-
schutzgesetzes ursprünglich Anspruchsberechtigten
und über die von diesem eingeräumte ausschließli-
che Zustimmung, die Topographie erstmals in
Österreich nicht nur vertraulich geschäftlich zu ver-
werten, erforderlich.

Unterlagen

§ 3. (1) Zur Identifizierung oder Veranschauli-
chung der Topographie sind folgende Unterlagen
einzureichen:

1. Zeichnungen oder Photographien von Lay-
outs zur Herstellung des Halbleitererzeugnis-
ses, oder

2. Zeichnungen oder Photographien von Mas-
ken oder ihren Teilen zur Herstellung des
Halbleitererzeugnisses, oder

3. Zeichnungen oder Photographien von einzel-
nen Schichten des Halbleitererzeugnisses.

(2) Zusätzlich zu den in Abs. 1 genannten Unter-
lagen können Datenträger oder Ausdrucke davon
oder das Halbleitererzeugnis selbst, für dessen
Topographie Schutz beantragt wird, oder eine
erläuternde Beschreibung eingereicht werden.

Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse enthaltende
Unterlagen

§ 4. (1) Unterlagen, die Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnisse enthalten und vom Anmelder als sol-
che gekennzeichnet worden sind, sind bei der
Anmeldung getrennt von den übrigen Teilen der
Unterlagen einzureichen. Die Unterlagen können
auch in einem Originalexemplar und in einem wei-
teren Exemplar (Zweitexemplar) mit unkenntlich
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gemachten Teilen eingereicht werden; in diesem
Fall unterliegt das Zweitexemplar der Akteneinsicht
im Umfang des § 18 Abs. 2 erster Satz des Halblei-
terschutzgesetzes.

(2) Die Unterlagen nach Abs. 1 sind vom Patent-
amt unter Verschluß gesondert aufzubewahren.

(3) Ist Akteneinsicht in die Unterlagen nach
Abs. 1 auf Anordnung der Nichtigkeitsabteilung
oder des Gerichtes zu gewähren (§18 Abs. 2 zwei-
ter Satz HlSchG), so sind diese Teile vom Patent-
amt unmittelbar an die Nichtigkeitsabteilung bzw.
an das Gericht unter Verschluß und unter Hinweis
auf die Geheimhaltungsbestimmungen zu übermit-
teln.

(4) Wird das Begehren auf Akteneinsicht in die
Unterlagen nach Abs. 1 auf § 18 Abs. 3 des Halblei-
terschutzgesetzes gestützt, so hat hierüber das nach
der Geschäftsverteilung zuständige rechtskundige
Mitglied der Rechtsabteilung (§ 16 Abs. 3 HlSchG)
nach Anhörung des Schutzrechtsinhabers zu ent-
scheiden.

Halbleiterschutzregister

§ 5. (1) In das Halbleiterschutzregister sind
außer den im § 10 Abs. 2 des Halbleiterschutzgeset-
zes angeführten Angaben auch der Tag der Eintra-
gung sowie ein Hinweis, welche Unterlagen nach
§ 9 Abs. 2 Z 2 des Halbleiterschutzgesetzes vorge-
legt wurden, einzutragen.

(2) Die Einsicht in die gemäß § 9 Abs. 2 Z 2 des
Halbleiterschutzgesetzes vorgelegten Unterlagen
umfaßt nicht auch das Recht, Kopien davon anzu-
fertigen.

(3) Auszüge aus dem Halbleiterschutzregister
umfassen nicht die gemäß § 9 Abs. 2 Z 2 des Halb-
leiterschutzgesetzes vorgelegten Unterlagen.

Inkrafttreten

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1988
in Kraft.

Graf

529. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 16. Sep-
tember 1988 über die Festlegung von Waren-

kontingenten in der Ausfuhr

Auf Grund der §§12 und 13 des Außenhandels-
gesetzes 1984, BGBl. Nr. 184, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 377/1988 wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
verordnet:

§ 1. (1) Für die Ausfuhr der in der Anlage 1 zu
dieser Verordnung genannten Waren mit

Ursprungsland Österreich und Bestimmungsland
Vereinigte Staaten von Amerika werden für die
Zeit vom 1. Oktober 1988 bis 31. Dezember 1988
nach Maßgabe der Anlage 1 mengenmäßige Aus-
fuhrkontingente festgelegt. Im Rahmen dieser Kon-
tingente werden Ausfuhrbewilligungen nach Maß-
gabe der nachstehenden Bestimmungen erteilt.

(2) Für die Ausfuhr der dieser Verordnung
unterliegenden Waren ist weiters ein amtlich aufge-
legtes Formular gemäß Anlage 2 der Verordnung
des Bundesministers für Handel, Gewerbe und
Industrie über die Festlegung von Warenkontin-
genten in der Ausfuhr, BGBl. Nr. 110/1986, in
dreifacher Ausfertigung erforderlich. Das Zollamt
hat die Ausfuhr in dem dafür vorgesehenen Feld zu
bestätigen.

(3) Der Ursprung der Ware in Österreich ist
durch Vorlage eines Ursprungszeugnisses im Sinne
des § 4 des Zollgesetzes 1955, BGBl. Nr. 129, nach-
zuweisen.

§ 2. Die Verteilung der Kontingente erfolgt nach
den Bewilligungsgrundsätzen des Außenhandelsge-
setzes 1984. Die Kontingente werden erstmalig auf
der Grundlage aller nach dem 1. Oktober 1988 ein-
gelangten und am 10. Oktober 1988 vorliegenden
Anträge, soweit diese ordnungsgemäß und vollstän-
dig sind, unter den Antragstellern, die für sich oder
ihre Konzernunternehmungen in der Zeit vom
1. Oktober 1984 bis 31. Dezember 1985 getätigte
Ausfuhren von in der Anlage 1 genannten Waren
mit Ursprungsland Österreich und Bestimmungs-
land Vereinigte Staaten von Amerika nachweisen,
verteilt. Zum Nachweis der Ausfuhr ist von den
Antragstellern mit dem Antrag dem Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten insbesondere
ein mit der zollamtlichen Austrittsbestätigung oder
einer Aufgabebestätigung eines öffentlichen Ver-
kehrsunternehmens versehenes Blatt 2 der Ausfuhr-
erklärung vorzulegen.

§ 3. (1) Liegen mehrere Anträge eines Antragstel-
lers vor, gelten sie für die Verteilung als ein Antrag.
Findet die in den Anträgen nach § 2 enthaltene
Gesamtmenge in dem jeweiligen Kontingent Dek-
kung, sind sämtliche Anträge in voller Höhe zu
befriedigen.

(2) Übersteigt die in den Anträgen nach § 2 ent-
haltene Gesamtmenge die Höhe des jeweiligen
Kontingents, bleibt jedoch die Gesamtmenge der
gemäß § 2 nachgewiesenen Lieferungen unter der
Höhe dieses Kontingents, ist der den nachgewiese-
nen Lieferungen entsprechende Teil des Kontin-
gents unter den Antragstellern nach Maßgabe der
nachgewiesenen Lieferungen aufzuteilen. Der ver-
bleibende Rest des Kontingents ist durch die nicht
durch nachgewiesene Lieferungen abgedeckte
Gesamtmenge der Anträge zu dividieren und
gemäß dem sich so ergebenden Quotienten auf jene
Antragsteller aufzuteilen, die in ihren Anträgen
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auch nicht durch nachgewiesene Lieferungen abge-
deckte Mengen beansprucht haben.

(3) Übersteigen nicht nur die in den Anträgen
nach § 2 enthaltenen Gesamtmengen, sondern auch
die Gesamtmenge der gemäß § 2 nachgewiesenen
Lieferungen die Höhe des jeweiligen Kontingents,
ist das Kontingent durch die Summe der nachge-
wiesenen Lieferungen zu dividieren und gemäß
dem sich so ergebenden Quotienten auf die Antrag-
steller nach Maßgabe der von ihnen jeweils nachge-
wiesenen Lieferungen aufzuteilen.

§ 4. Sind Kontingente auf Grund der erstmaligen
Verteilung nach den §§ 2 und 3 nicht erschöpft,
werden nach dem 10. Oktober 1988 einlangende
Anträge nach Maßgabe des Datums ihres Einlan-
gens berücksichtigt, bis das Kontingent erschöpft
ist. Liegen mehrere Anträge vor, die am gleichen
Tag eingelangt sind und die zusammen den noch
nicht zugeteilten Rest des Kontingents übersteigen,
ist dieser Rest durch die Anzahl der Anträge zu
dividieren. Sodann sind jene Anträge, deren Höhe
den sich nach dem zweiten Satz ergebenden Quo-
tienten nicht überschreitet, in voller Höhe zu
befriedigen. Der verbleibende Rest des Kontingents

ist neuerlich durch die Zahl der verbleibenden
Anträge zu dividieren, und Anträge, die in dem sich
so ergebenden Quotienten Deckung finden, sind zu
befriedigen. Überschreiten schließlich sämtliche
Anträge den Quotienten, ist das Kontingent bzw.
dessen Rest auf sämtliche Anträge in gleicher Höhe
aufzuteilen.

§ 5. (1) Bewilligungen im Rahmen eines Kon-
tingents sind nach Ausnützung oder nach Ablauf
der Gültigkeitsdauer unverzüglich dem Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Angelegenheiten zu
übermitteln.

(2) Wird auf Grund der rückgelangten Bewilli-
gungen, die auf das entsprechende Kontingent der
Anlage 1 dieser Verordnung angerechnet wurden,
festgestellt, daß diese ganz oder teilweise nicht aus-
genützt wurden, ist die nicht ausgenützte Menge
dem betreffenden Kontingent zuzuweisen und
nach Maßgabe des § 4 zur Verteilung zu bringen.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1988
in Kraft.
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Anlage 1

530. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 16. Sep-
tember 1988, mit der die Verordnung über die
Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung von
Aus- und Einfuhrbewilligungen in vereinfach-

ter Form geändert wird

Auf Grund des § 7 Abs. 2 des Außenhandelsge-
setzes 1984, BGBl. Nr. 184, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 377/1988 wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten vom 15. Oktober 1987,
BGBl. Nr. 630, über die Ermächtigung der Zolläm-
ter zur Erteilung von Aus- und Einfuhrbewilligun-
gen in vereinfachter Form in der Fassung der Ver-
ordnungen BGBl. Nr. 675/1987, 115/1988, 158/
1988, 255/1988, 302/1988, 391/1988 und 481/
1988 wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 4 entfällt.
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2. Nach § 8 wird eingefügt:

„§ 8 a. Die Zollämter werden ermächtigt, für
bewilligungspflichtige Rechtsgeschäfte oder Hand-
lungen, die die Ausfuhr von in der Anlage C des
Außenhandelsgesetzes 1984 genannten Waren zum
Gegenstand haben, die Ausfuhrbewilligung in ver-
einfachter Form zu erteilen, wenn die Waren

a) über die Zollgrenze zu einem Mitgliedstaat
der Europäischen Freihandelsassoziation
oder der Europäischen Gemeinschaften oder
im Flugverkehr aus einem solchen Staat,
jeweils mit einem Handelsland, das ein sol-
cher Staat ist, eingeführt und nach ungebro-
chener oder nach unter Zollaufsicht unter-
brochener Durchfuhr oder nach einem Ein-
gangsvormerkverkehr, ausgenommen zur
Veredlung, wieder unmittelbar in einen
angrenzenden solchen Staat oder im Flugver-
kehr in einen solchen Staat als Bestimmungs-
land ausgeführt werden, oder

b) im Ausgangsvormerkverkehr, ausgenommen
zur Veredlung, über die Zollgrenze zu einem
in lit. a genannten Staat oder im Flugverkehr

in einen solchen Staat als Bestimmungsland
ausgeführt werden; die in vereinfachter Form
erteilte Bewilligung gilt mit der Bedingung
als erteilt, daß die Ware im Rahmen der Vor-
merkfrist zurückgebracht wird; oder

c) über die Zollgrenze zu einem in lit. a genann-
ten Staat oder im Flugverkehr in einen sol-
chen Staat als Bestimmungsland aus dem
freien Verkehr ausgeführt werden, sofern der
Wen der Ware 25000 S nicht übersteigt.

§ 8 b. Soweit sich Bestimmungen dieser Verord-
nung auf einen bestimmten Wert der aus- oder ein-
geführten Ware beziehen, ist darunter der nach den
§§15 bis 17 des Handelsstatistischen Gesetzes
1988, BGBl. Nr. 661/1987, in der jeweils geltenden
Fassung für eine handelsstatistische Anmeldung der
Ware maßgebende Wert zu verstehen."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1988 in
Kraft.
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